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CONVIVENZA – Über ein nicht spektakuläres, aber innovatives kleines 
Projekt des internationalen Minderheitenschutzes 
 
Daniel Thürer* 
 
 
 
 
„Un diplômé qui invente ou pratique quelque chose qu’il n’a pas appris à l’école devient 
heureux. Un diplômé qui ne connaît que ce que l’école lui a enseigné, sera sans doute esclave 
toute sa vie." 
(Benjamin Franklin) 
 
Michael Bothe war schon ein bekannter Wissenschaftler, als ich 1976 Referent 
am Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht in 
Heidelberg wurde und dort zum ersten Mal sein mit Büchern vollgestopftes Büro 
betrat. Wir sprachen von seiner Habilitationsschrift über „Die Kompetenzstruktur 
des modernen Bundesstaates“1 und von den Eigenheiten und Chancen des schweize-
rischen Föderalismus. Der Jubilar möge mir gestatten, jenes Gespräch wieder aufzu-
nehmen und der damaligen Föderalismusdiskussion eine neuere Facette hinzuzufü-
gen, die ihn und den einen oder anderen Leser der Bothe’schen Festschrift vielleicht 
interessiert. Es geht mir nachfolgend darum, eine kleine, aber neuartige und ambitiö-
se Einrichtung des internationalen Minderheitenschutzes vorzustellen: die am 11. 
Mai 2006 im Kanton Graubünden gegründete Stiftung „CONVIVENZA“. Nach 
einem Blick auf den Hintergrund des internationalen Minderheitenschutzes sollen 
Idee und Konzept von CONVIVENZA dargestellt werden. Zudem möchte ich eine 
erste Veranstaltung vorstellen sowie einige methodische Reflexionen anfügen. 
I. Zwei politische Landschaften 
In unserer gegenwärtigen Welt gibt es mehr als 3000 sprachliche, religiöse oder 
ethnische Minderheiten. Wir denken an Mitteleuropa (z.B. an das Baltikum und an 
die ungarischen Minoritäten in Nachbarstaaten), an den Balkan mit seinem explosi-
ven Gemisch von Völkern und Religionsgemeinschaften, an die stark fragmentierten 
Staaten des Kaukasus oder Zentralasiens, aber auch an die vielen zerrissenen Länder 
der Dritten Welt. Auch in Westeuropa bestehen – teilweise entschärft durch Prozes-
se der wirtschaftlichen und politischen Integration – Minoritätenkonflikte, so etwa 
 
*  Ich danke sehr herzlich dem Vizepräsidenten von CONVIVENZA, Romedi Arquint, dem 
Organisator und Inspirator der (nachfolgend erwähnten) Aromunen-Tagung in Disentis, für 
viele Anregungen und wertvolle Unterlagen. 
1  Michael Bothe, Die Kompetenzstruktur des modernen Bundesstaates in rechtsvergleichender 
Sicht, Beiträge zum ausländischen öffentlichen Recht und Völkerrecht, Bd. 69, Ber-
lin/Heidelberg/New York 1977. 
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im Baskenland, in Nordirland oder in Korsika. In vielen Fällen manipulieren Macht-
haber und demagogische Wortführer die Gefühle von historisch-ethnischen Gemein-
schaften. An vielen Orten der Welt drohen Gewalt und Zerstörung, ja selbstmörderi-
sche Kriege. Extreme Spannungen zwischen Volksgruppen, Stämmen und Völkern 
können Genozide auslösen. Friedliche Bürger können gleichsam über Nacht zu 
Verbrechern gegen die Menschlichkeit werden.  
 
Das Völkerrecht enthält nur ungenügende Mittel zur Einbettung von kulturellen, 
religiösen oder ethnischen Gruppen und Gemeinschaften von Menschen in die inter-
nationale Ordnung. Im Rahmen des Völkerbundes bestanden besondere Verfahren 
und Mechanismen des Minderheitenschutzes. Die UNO setzte demgegenüber – 
unter dem starken Einfluss von Immigrationsländern wie den Vereinigten Staaten – 
einseitig auf den individual-rechtlichen Schutz von Menschen vor Diskriminierung, 
z.B. nach Massgabe der Rasse, der Sprache oder der Religion (Art. 1 Ziff. 3 der 
UNO-Satzung von 1945 und Art. 2 der Allgemeinen Menschenrechtserklärung von 
1948). Mit dem Ende des Kalten Krieges brachen, vor allem in Mittel- und Osteuro-
pa, alte und unter der kommunistischen Herrschaft eingefrorene Konflikte erneut 
hervor. Gibt es Möglichkeiten, mit den Mitteln des Dialogs und des „institution-
building“ das zerstörerische Potenzial, welches in den Menschen steckt und in ethni-
schen Konflikten ausbrechen kann, einzudämmen, zu zähmen und in produktive 
zivilisatorische Werte und Energie zu verwandeln? Im Rahmen europäischer Institu-
tionen wurden Ansätze von Regelregimen entwickelt.2 Die internationalen Ord-
nungsstrukturen sind im Bereiche des Schutzes von Minderheiten allgemein aber 
dürftig und wenig nachhaltig. 
 
Anders aber in der Schweiz. Ihre kommunalistischen, zivilgesellschaftlichen Tra-
ditionen der Staatsgestaltung ragen, wie mir scheint, noch immer in die Moderne 
hinein; dies als ein Relikt und Ausläufer von Epochen, in denen der universalistische 
Reichsgedanke und später multikulturelle und multinationale grenzübergeifende 
Ordnungen die politische Szene beherrschten. Auch ist das schweizerische Staatsge-
füge geprägt von partikularen, subtilen Überschneidungs- und Gleichgewichtsver-
hältnissen zwischen konfessionellen, sprachlichen und politischen Minderheiten und 
Mehrheiten, wie sie sich innerhalb der Kantone und über diese hinweg in langen 
Prozessen entwickelt und wie sie in komplexen Konfliktvermeidungs- und -
regelungsmechanismen eine einmalige Ausgestaltung erfahren haben. Könnte die 
schweizerische Ordnung als Inspirationsquelle für die Ausgestaltung zukunftsträch-
tiger Sprachregime in anderen Ländern und Weltregionen dienen? Die Schweiz ist ja 
– so die Präambel ihrer Bundesverfassung von 1999 – bestrebt, „in gegenseitiger 
Rücksichtnahme und Achtung ihrer Vielfalt in der Einheit zu leben“ und „den Bund 
 
2  Vgl. Framework Convention for the Protection of National Minorities, Strasbourg, 1.2.1995; 
European Charter of Regional or Minorities Languages, Strasbourg, 5.11.1992; Document of 
the Copenhagen Meeting of the Conference on Human Dimension of the CSCE, Copenhagen, 
29.6.1990. 
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zu erneuern, (…) um Frieden in Solidarität und Offenheit gegenüber der Welt zu 
stärken“.3 
II. Etappen der Inszenierung 
Vor diesem Hintergrund internationaler und schweizerischer Gegebenheiten ist die 
Idee entstanden, im Kanton Graubünden ein internationales Zentrum für Minderhei-
ten zu schaffen. Das Projekt erhielt in der Folge den Namen CONVIVENZA und 
entwickelte sich in drei Phasen von einem schlichten Grundgedanken über ein wis-
senschaftlich fundiertes Konzept zu einer praktisch tätigen Institution. 
1. Grundidee 
Im Herbst 1999 hielt ich auf Einladung der „Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft 
für Demokratie“ im Zürcher Oberdorf im Gasthaus zum „Weissen Wind“4 einen 
Vortrag, bei dem es mitunter um die Frage nach den Möglichkeiten und Modalitäten 
ging, innenpolitische Stärken der Schweiz aussenpolitisch zur Geltung zu bringen. 
In diesem Zusammenhang entwickelte ich den Vorschlag zur Schaffung einer Stif-
tung für die Förderung des internationalen Minderheitenschutzes. 
 
Die Grundgedanken und Elemente des Planes waren: 
 
• Die grösste Stärke und Glaubwürdigkeit, welche die Schweiz aus der Sicht des 
Auslandes besitzt und die sie im Ausland einsetzen kann, sind ihre föderalisti-
schen Staats- und Gesellschaftsstrukturen und ihre Erfahrungen des friedlichen 
 
3  Im Gegenzug zu diesem ausgreifenden verfassungsrechtlichen Regelungsanspruch beschrän-
ken sich auch Völkerrecht und Völkerrechtspraxis nicht mehr auf die rein zwischenstaatliche 
Ordnungsebene, sondern widmen sich zunehmend auch innerstaatlichen Vorgängen. Klassi-
sche Themen der innerstaatlichen Rechtsordnung (z.B. Demokratie, Förderalismus, Rule of 
Law) rücken zusehends in die Interessenfelder der Diplomaten und internationalen Funktio-
näre. Anschauungsmaterial dazu liefern die Reformpläne des Hochkommissariats für Men-
schenrechte der UNO (OHCHR), welcher mit „Action 2“ und „The High Commissioner’s 
Plan of Action“ eine verstärkte Zusammenarbeit mit und ein vermehrtes „Capacity-“ und „In-
stitution-Building“ in den Mitgliedstaaten vorsieht; vgl. Working with OHCHR: A handbook 
for NGOs, S. 8, abrufbar unter 
www.ohchr.org/Documents/Publications/NGOHandbooken.pdf (besucht am 18.12.2007). 
4  „Nomen ist omen“ und nur deswegen nenne ich den Ort jener Vortragsveranstaltung: Ich 
erinnere mich an einen Mythos aus West-Kanada, von dem der französische Ethnologe Clau-
de Lévi-Strauss berichtete. Schreckliche Winde wehten – so die Geschichte – vor urdenkli-
chen Zeiten unablässig über die Küste. Das Leben der Menschen war unerträglich. Da gelang 
es einem Rochen, den bösen Südwind gefangen zu nehmen. Der Wind wurde erst wieder 
freigelassen, nachdem er versprochen hatte, nur noch zu bestimmten Zeiten zu wehen, und er 
liess das Leben gedeihen. Entsprechend ist es auch Aufgabe rechtlicher und gesellschaftlicher 
Institutionen, Energie zu sammeln, zu steuern und für grösseres Ganzes fruchtbar zu werden. 
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Zusammenlebens von Sprachgemeinschaften im Rahmen einer politischen Ge-
meinschaft. Es ist für die Schweizer selbstverständlich, für auswärtige Beobach-
ter aber erstaunlich, dass in ihrem Vokabular das Wort „Ethnie“ nicht existiert. 
Das Staatswesen beruht vielmehr auf Basis-Prinzipien wie Menschenrechten, 
Demokratie und Nicht-Zentralisierung. 
 
• Aussenpolitik kann auch „von unten nach oben“ („bottom up“), d.h. von den 
Menschen, Bürgern und kleineren Gemeinschaften in die Felder von Staat und 
internationaler Politik hinein gestaltet werden. Sie kann auch „von aussen nach 
innen“ („inward out“), d.h. von peripheren Landesteilen zum Zentrum wirken. 
Dabei haben im Grunde genommen wie der Begriff „Ethnie“ so auch die Begrif-
fe der „Peripherie“ und der „Hierarchie“ politischer Systeme im schweizeri-
schen Selbstverständnis kaum einen Platz.  
 
• Zur Verwirklichung der genannten Ziele sind praktische Partnerschaften zwi-
schen Wissenschaft, Kultur und Politik sowie von Spezialisten und Generalis-
ten, Betroffenen und Aussenstehenden zu bilden. 
 
Als Wirkungsort des vorgeschlagenen Mindernheiten-Zentrums drängte sich der 
Kanton Graubünden auf. Graubünden – der in 150 Täler gegliederte grösste und 
vielfältigste Kanton der Schweiz und ein einzigartiger Mikrokosmos des Zusam-
menlebens sprachlicher und kultureller Gruppen5 – weist eine interessante Geschich-
te auf. Das Gebirgsland war zur Zeit des Dreissigjährigen Krieges Schauplatz eines 
Bürgerkrieges von entsetzlicher Grausamkeit und ränkevollen Mächtespielen der 
grossen europäischen Dynastien. In Graubünden, das zum Spielball der Grossmäch-
te geworden war, herrschten anarchische, ja oft chaotische Zustände. Conrad Ferdi-
nand Meyer schilderte in seinem Roman „Jürg Jenatsch“, es sei in den Bündner 
Tälern Krieg geführt worden „Mann gegen Mann, List gegen List, Frevel gegen 
Frevel“. Graubünden war im Dreissigjährigen Krieg ein „Failed State“, und der 
„Held“ jenes Romans würde heute vielleicht als „War Lord“ bezeichnet. Graubün-
den ist in der Folge aber ein stolzer, loyaler Kanton der Eidgenossenschaft mit hoch-
entwickelten, gelungenen Formen der Autonomie und der Kooperation von Gemein-
schaften geworden. Heute stellt das Bündnerland ein auf der Welt wohl einmaliges 
Gefüge rechtlicher und politischer „Regime“ zum Schutz von Minderheiten sprach-
licher und kultureller Natur dar. 
 
Der Kanton gibt einen prächtigen Hintergrund ab für den Versuch, Vertreter von 
Volksgruppen in Ländern, in denen Spannungen zwischen Minderheiten und Mehr-
heiten bestehen oder die gar von dämonischen, geschichtsschweren Feindbildern 
besessen sind, zum Dialog und zum vertrauensvollen Zusammenwirken zu bringen. 
 
5  Vgl. Daniel Thürer, Recht und Sprache: Von Bivio bis Babylon, in: Ders., Kosmopolitisches 
Staatsrecht – Grundidee Gerechtigkeit, Band 1, Zürich/Berlin 2005, S. 239 ff., insbes. S. 258 
ff. 
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2. Von der Idee zum Konzept 
Die Idee, wie sie am Vortragsabend im „Weissen Wind“ vorgestellt wurde, fand 
eine gute Aufnahme in den Medien.6 Die Bündner und Zürcher Regierungen griffen 
sie auf. Es wurden der Zürcher Verein „Internationales Zentrum für Minderheiten 
mit Sitz in Graubünden“ und dann das „International Cultural Forum in Disen-
tis/Mustér“ gegründet, die als Partner die Strukturen des Projektes erarbeiteten.  
 
Zur Erschaffung der wissenschaftlichen Grundlagen veranstaltete das Institut für 
Völkerrecht und ausländisches Verfassungsrecht und das Europa Institut an der 
Universität Zürich am 18./19. November 2005 in Zürich ein Treffen hervorragender 
Experten des internationalen Minderheitenschutzes aus sechs europäischen Ländern 
und des UNO-Hochkommissariats für Menschenrechte (Genf) sowie des OSZE-
Hochkommissariats für Minderheiten (Den Haag)7, in dessen Zentrum der Gedanke 
eines „Ethos der Diversität“ stand. Am Ende der Tagung verabschiedeten die Teil-
nehmer einen Text mit dem Titel „Minorities and Majorities: Managing Diversity – 
A fresh look at an old problem“, der in der Folge in einer wissenschaftlichen Zeit-
schrift veröffentlicht wurde8 und in dem mitunter Folgendes festgehalten wurde: 
 
An affirmative view is needed: an “ethos of diversity” 
 
Most States have a multiethnic character. We regard pluralism in an affirmative sense rather 
than as a threat to state unity. It is a source of richness, exchange and creativity. The ethos of our 
modern world should be to embrace difference and diversity as a positive value and as social capi-
tal. This means for instance:  
 
• We reject the idea of a “Clash of Cultures”. Humanity is not made up of homogeneous cultural 
blocks but of a wide variety of individuals and groups, most of which possess plural identities. 
We consider transcultural development as a value to be safeguarded and promoted.  
 
• International environmental law might be alluded to, as it contains an exemplary spirit of 
openness that should also be prevalent within pluralistic societies, namely to protect living 
heritage and to let it grow. A living cultural system enables society to learn, to experiment, to 
compete, to create and to take advantage of the dynamic forces and tensions contained in it. 
 
 
6  Vgl. Verfassungswerte in Staat und Wirtschaft, in: Neue Zürcher Zeitung Nr. 258 vom 5. 
November 1999, S. 15; Projekt – nicht blosse Hausordnung, in: Tages-Anzeiger vom 29. De-
zember 1999, S. 2; Der irreführende Blick aufs Sofa, in: Die Weltwoche vom 4. November 
1999, S. 23. 
7  Es waren dies die Professoren Gudmundur Alfredsson, Krzysztof Drzewicki, Lauri Hannikai-
nen, Peter Hilpold, Rainer Hofmann, Dzidek Kedzia, Giorgio Malinverni, Joseph Marko, Pe-
ter Pernthaler, Markku Suksi, Patrick Thornberry und Daniel Thürer. 
8  Vgl. Daniel Thürer, Minoritites and Majorities: Managing Diversity – A Fresh Look at an Old 
Problem, in: Schweizerische Zeitschrift für internationales und europäisches Recht 2005, S. 
659 ff. 
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• In our view, diversity enriches democratic institutions and procedures and enables a society to 
respond more effectively to the challenges of the multicultural world. 
 
Managing diversity 
 
Our central concern is to find means to manage diversity, on the basis of a dynamic and broad 
understanding of self-determination, instead of defending existing social conditions. These means 
may be:  
 
• Recognizing autonomy (territorial, personal, functional, cultural): international supervisory 
and monitoring bodies might be created within European and other international organisations 
analogous to those under the aegis of the League of Nations. 
 
• Giving a ‘voice’ to groups within the overarching political processes, e.g. through special 
representation in local, regional, and national structures. 
 
• Creating a spirit of inventiveness through e.g. the introduction of schemes favouring multicul-
turalism in state basic laws (see South Africa, Canada, Switzerland); the creation of transbor-
der regions; the foundation of multilingual universities; and the recognition of “new minori-
ties” and their strong protection in law and politics.  
 
Adjusting tensions between equality and diversity through sustained dialogue on 
the basis of institutional equality. 
 
Human beings are at the same time equal and different. Formal equality may generate inequality 
of chances for minority groups to develop their identities, to be heard in the political process and to 
have access to resources. Differentness may also generate discrimination. Depriving persons of any 
of these three chances severely undermines their dignity. In the final analysis, minority protection 
embodies the principle of equality in a substantive sense. Tensions between equality and diversity 
need to be resolved carefully, which is only possible through sustained dialogue among all parties 
concerned.  
 
Protection and promotion of minorities as a collective trust 
 
The minimum standards of every system for the protection of minorities are:  
 
• Human rights Policies based on ethnonationalism in its inclusive sense (forced assimilation, 
repression) and its exclusive sense (isolation, discrimination, arbitrary deprivation of or exclu-
sion from citizenship, persecution, deportation, massacres and, in the extreme, genocide) are 
negations of human rights.  
 
• The primacy of citizenship over ethnicity     
 Regardless of whether it is also conceived as an ethnic, cultural or linguistic community, the 
state must always be conceived as a political community. Political freedom and collective re-
sponsibility of ‘active citizens’ are at the centre of such a concept of the state. The State must 
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therefore, according to the political culture of each country, carefully balance ethnic identities 
with (ethnically indifferent) citizenship. 
 
In order to ensure that these minimum standards are upheld and to create favourable conditions 
for an “ethos of diversity”, institutions and procedures protecting and promoting minorities are 
indispensable.  
 
The violation of minority rights has been a root cause of international and internal conflicts, ter-
rorism, poverty and low human development. If we wish to build a safer and more prosperous 
world, we must make minority rights a reality. 
 
 
Auf Grund dieser Gedanken und Konzepte sollte eine empfindliche Lücke im 
modernen Völkerrecht geschlossen werden, das nur Einzelmenschen, nicht aber 
Gruppen als solche schützt. Das Zentrum CONVIVENZA würde – so die Meinung 
der Experten – im Zuge einer solch neuen Strategie einen echten Mehrwert („added 
value“) bedeuten. Als in der heutigen Landschaft einzigartig wurde hervorgehoben, 
dass hier ein Forum geschaffen würde, auf dem Angehörige von Minderheiten als 
die eigentlichen „stakeholders“ selber auftreten und nicht nur Fachleute, die über 
deren Sorgen reflektieren. Die Gefahr einer reinen Objektivierung und wissenschaft-
lichen Katalogisierung der Probleme sollte vermieden werden und die schutzbedürf-
tigen Menschen und Gruppen selbst sollten als Subjekte und Hauptakteure auf der 
CONVIVENZA-Bühne stehen. 
3. Eine realistische Utopie? Oder: Wege zur praktischen Konkretisierung 
Am 11. Mai 2006 wurde die Stiftung errichtet.9 Der Gedanke, von dem die Gründer 
von CONVIVENZA ausgingen, war, dass eine Institution mit gleichsam zwei Häup-
tern geschaffen würde: einem formellen Sitz in Disentis, wo die Stiftung verurkun-
det ist, und dem Geschäftssitz beim „Europa Institut an der Universität Zürich“. Die 
Stiftung sollte ihre Tätigkeit im ganzen Kanton – sei dies im Bündner Oberland, im 
Engadin, in den Valli, in Davos und weiteren Walsergebieten, in Chur und im 
Bündner Rheintal und in anderen Gegenden – ,aber auch über den Kanton hinaus 
und im Ausland entfalten können. Sie sollte, zumindest vorerst, nicht durch ein 
„Gebäude“ und „Funktionäre“ symbolisiert werden, sondern als „Netz“ wirken: ein 
Netz in einer Vielfalt von Netzen. Die Stiftung ist vom Idealismus geprägt, dass in 
unserer Gesellschaft – um ein Konzept der Wissenschaftler Robert D. Putnam10 und 
 
9  Vgl. etwa die Berichterstattung von Claudia Schoch, Eine Stiftung für Minderheiten, Neue 
Zürcher Zeitung Nr. 109 vom 12. Mai 2006, S. 17. 
10  Robert D. Putnam, Bowling alone: the collapse and revival of American community, New 
York 2000, S. 19ff. 
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Pierre Bourdieu11 aufzugreifen – wertvolles „Sozialkapital“ angereichert ist und dass 
dieses Kapital der Schweiz als öffentliches Gut auch jenseits der Landesgrenzen 
genutzt werden soll.  
 
Basis der Arbeit sollte der folgende „Code of Conduct“ sein: 
 
1. Die Teilnehmer sind offen für den Dialog ohne Vorbehalt und für eine Koope-
ration nach Treu und Glauben. 
 
2. Grundlage unserer Arbeit sind die allgemein anerkannten Menschenrechte, 
Grundsätze des Schutzes von Minderheiten, der Erhaltung kultureller Vielfalt und 
Toleranz. 
 
3. Die Teilnehmer betrachten Kultur in ihren verschiedenen Erscheinungsformen 
als Brücken der Verständigung, des Friedens und des Gedeihens von Menschen, 
Gesellschaften, Staaten und Werken der internationalen Kooperation. 
 
4. In ihrem Zusammenwirken konzentrieren sich die Beteiligten auf ihre gemein-
samen Anliegen, nicht ihre Positionen; auf ihre gemeinsamen Interessen, nicht auf 
die Personen; auf Chancen der Zukunft, nicht auf vergangene Lasten. 
 
5. Der Dialog ist die erste Etappe auf dem Weg zu tieferen Formen, Verfahren 
und Institutionen der Kooperation. 
 
6. Die Beteiligten betrachten die erzielten Ergebnisse als Kapital, das sie durch 
weitere Zusammenarbeit erhalten und vermehren wollen. 
III. Aktivitäten: insbesondere das Aromunen-Projekt 
CONVIVENZA hat ihre Tätigkeit gleich nach ihrer Gründung mit einem Seminar in 
der Bündner Gemeinde Laax zur Gemeindeverwaltung in Kosovo begonnen; es ging 
um einen Erfahrungsaustausch von Praktikern, und auch die schweizerische Aus-
senministerin Micheline Calmy-Rey nahm am ganzen Seminar teil.12 Es folgte ein 
vom Theologen Romedi Arquint, Vizepräsident von CONVIVENZA, organisiertes 
Seminar in Disentis (Graubünden) zur Aromunenfrage, und weitere Veranstaltungen 
sind in Planung. Es sei hier zur Beleuchtung des Selbstverständnisses der Stiftung 
das Aromunenseminar vom November 2007 in Disentis ins Zentrum gerückt. 
 
 
11  Pierre Bourdieu, Sozialkapital, in: Peripherie, Zeitschrift für Politik und Ökonomie in der 
Dritten Welt, Nr. 99 (2005), S. 263 f. 
12  Bündner Lehren für Kosovo, in: Neue Zürcher Zeitung Nr. 116 vom 20. Mai 2006, S. 19. 
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Bei den Aromunen handelt es sich um eine alte Volksgruppe, die heute ums Üb-
erleben kämpft.13 Die Aromunen leben verstreut in den sechs Balkanländern Alba-
nien, Mazedonien, Serbien, Griechenland, Bulgarien und Rumänien. Sie sind Nach-
kommen der romanisierten, vor allem thraktischen und illyrischen Bevölkerung der 
Balkanhalbinsel, die nicht slawisiert wurde. Sie reden eine romanische Sprache und 
gehören der orthodoxen Kirche an. Westliche Wissenschaftler schätzen die Zahl 
jener, die noch über gewisse aktive und passive Sprachkenntnisse verfügen und sich 
selbst als Aromunen bezeichnen, auf 150 000 bis 300 000. Sie hatten auf dem Bal-
kan einst eine grosse Bedeutung. Sie waren Wanderhirten, zur Zeit des Osmanischen 
Reiches spielten sie aber vor allem als Kaufleute eine wichtige Rolle. Im Jahre 1905 
hatte der Sultan Abdul Hamid in einem Dekret den Aromunen ausdrücklich das 
Recht auf kulturelle Autonomie und regionale Selbstverwaltung zuerkannt.  
 
Heute befinden sich die Aromunen in einer sehr prekären Situation. Allein in Ma-
zedonien sind sie als Volksgruppe anerkannt. Ein Beobachter schrieb: „Der Abstieg 
der Aromunen begann, als die Ideologie und der Wahn des Nationalstaates auch auf 
dem Balkan zur politischen Religion wurde.“ Und er fuhr fort, das 20. Jahrhundert 
habe den Aromunen in allen Ländern, in denen sie siedelten, und zumal in Bulgarien 
und Griechenland, Zwang, Verfolgung, Tod gebracht: „Sie wurden“, erläuterte der 
Autor, „umgesiedelt, amtlich mit neuen Namen ausgestattet, durften ihre Sprache in 
der Öffentlichkeit nicht mehr gebrauchen, ja nicht einmal sagen, dass es sie über-
haupt gibt, viele ihrer Dörfer wurden verwüstet und hunderte ihrer Lehrer, Pfarrer, 
Intellektuellen inhaftiert, in Lager gesteckt, auf entlegene Inseln verfrachtet. Dabei 
haben sie (sc. die Aromunen) selbst einen eigenen Staat niemals angestrebt, schon 
die Idee des Nationalstaates musste ihnen fremd bleiben, weil sie von jeher weitver-
streut siedelten und als Händler wie als nomadisierende Besitzer von Schafherden 
die grossen Räume, die durchlässigen Grenzen brauchten. Dass seit dem Zerfall des 
Osmanischen Reiches neue und viel mehr Grenzen durch den Balkan, durch ihre alte 
Siedlungs- und Wandergebiete schnitten, war für sie existenzbedrohend (…) Nein, 
nationale Staaten, die den freien Verkehr von Gedanken und Gütern behinderten, 
waren nichts für die Aromunen.“14 
 
Im Rahmen von CONVIVENZA haben sich Vertreter von Nichtregierungsorga-
nisationen aus allen Ländern, in denen es eine aromunische Minderheit gibt, Reprä-
sentanten staatlicher Institutionen und des Europarates sowie Wissenschaftler zur 
Beratung über die Zukunft der Aromunen eingefunden. Auch Angehörige der aro-
 
13  Die nachfolgenden Ausführungen stützen sich weitgehend auf den Artikel von Cyrill Stieger, 
Kritische Lage der aromunischen Minderheit auf dem Balkan – Hoffnungsschimmer im 
Kampf um die Bewahrung der eigenen Sprache und Kultur, in: Neue Zürcher Zeitung Nr. 254 
vom 1. November 2007, S. 9 f. Vgl. auch Karl-Markus Gauss, Die sterbenden Europäer – Un-
terwegs zu den Sepharden von Sarajevo, Gottschler Deutschen, Arböresten, Sorben und Ar-
omunen, 3. Aufl., München 2006, insbes. S. 183 ff.; Vasile Barba, Das Drama der Aromunen, 
http://www.gfbv.de/popup_druck.phb?doctype=inhaltsDok&docid=194 (besucht am 20. De-
zember 2007). 
14  Gauss, a.a.O. Fn 13, S. 190 f. 
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munischen Diaspora in verschiedenen Ländern Europas und ausserhalb Europas 
waren anwesend. Die Zusammenkunft war mitgeprägt durch kulturelle Darbietun-
gen wie Gesang, Volkstänze und Lesungen. Die Verständigung erfolgte – wie ty-
pisch für ein multikulturelles Europa – gleichzeitig in verschiedenen Sprachen. Die 
Aromunen haben hinsichtlich Geschichte, Kultur und Schicksal viel mit den Bünd-
ner Rätoromanen gemein, deren Sprache sie in grossen Zügen verstehen. Vasile G. 
Barba prägte denn auch den Satz, das Gebirge sei die Wohnung und das Haus so-
wohl für die Räto-Romanen wie auch für die Balkan-Romanen. 
 
Immer geht es bei Minderheitenfragen einerseits um die Erhaltung von kultureller 
Eigenständigkeit von Gruppen, die sich als zusammengehörig fühlen, und insgesamt 
den Respekt vor der Vielfalt von Kulturen als Reichtum; wie in der Ökologie soll 
Diversität des kulturellen Erbes erhalten und für das umfassende Ganze nutzbar 
gemacht werden.15 Auf der andern Seite sind Menschenrechte und die politisch-
demokratischen Rechte der Bürger zu achten. Wichtig an der Zusammenkunft in 
Disentis war, dass unter Bekräftigung und Weiterentwicklung eines schon bestehen-
den Projektes eine Resolution verabschiedet wurde mit dem Ziel, einen grenzüber-
schreitenden Rat der Aromunen zu bilden. Dessen Aufgabe sollte darin bestehen, 
Massnahmen zur Bewahrung der bedrohten aromunischen Sprache und Kultur (in 
Erziehung, Bildung, Literatur und Medienwesen) sowie ein langfristig angelegtes 
Aktionsprogramm auszuarbeiten. Es sollte dem Aromunischen Rat auch ermöglicht 
werden, beim Europarat als NGO anerkannt zu werden. Die Resolution bezieht sich 
aber auch auf die Empfehlung 1333 (1997) der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates, die daran erinnerte, dass die aromunische Kultur und Sprache, die über 
zweitausend Jahre auf der Balkanhalbinsel bestanden, sich heute in einer kritischen 
Lage befänden, ja vom Aussterben bedroht seien.16 
 
15  Es ist wie mit einem Wald: verschwindet einer seiner markanten Bäume - sei es, dass er vom 
Blitz getroffen wird oder dass er abstirbt –, so ist der Wald nicht mehr derselbe. 
16  Die Parlamentarische Versammlung empfahl dem Ministerkomitee insbesondere: 
i. to encourage Balkan states which comprise Aromanian communites to sign, ratify and 
implement the European Charter of Regional or Minority Languages and invite them to 
support the Aromanians, particularly in the following fields: 
a.  education in their mother tongue; b. religious services in Aromanian in their churches; c. 
newspapers, magazines and radio and television programmes in Aromanian; d. support 
for their cultural associations; 
ii. to invite the other member states to support the Aromanian language, for instance by 
creating university professorships in the subject and disseminating the most interesting 
products of Aromanian culture throughout Europe by means of translations, anthologies, 
courses, exhibitions and theatrical productions; 
iii. to introduce fellowships for artists, writers, researchers and students from Aromanian 
minority groups throughout the Balkans, so that they can engage in appropriate creative 
work in the fields of Aromanian language and culture; 
iv. to request the Council of Cultural Co-operation, working together with recognised Aro-
manian academic centres, to ensure co-ordination of Aromanian cultural activities 
throughout Europe; 
v. to invite the education ministers of member states to include the history of Aromanian in 
European history books; 
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Dem Selbstverständnis von CONVIVENZA entsprach es, dass sie sich mit dem 
Aromunen-Projekt nicht ins Getümmel von im Rampenlicht stehenden, hoch media-
lisierten Konflikten begab, sondern sich einer notleidenden Minderheit annahm, von 
der nur wenige wissen, und bestrebt ist, konkrete Massnahmen zur Verbesserung 
ihres Daseins zu entwerfen und in Szene zu setzen, also einen spezifischen Mehr-
wert zu schaffen. Hierin zeigte sich der menschenrechtliche, aber auch praktische 
Sinn der neu errichteten Stiftung. Dass an der Versammlung in Disentis der grenz-
überschreitende parlamentarische Rat der Samen als Vorbild herangezogen werden 
konnte, war der Tatsache zu verdanken, dass mit Prof. Lauri Hannikainen (Turku 
Universität, Finnland) ein Kenner paralleler Probleme im nördlichen Europa dem 
wissenschaftlichen Beirat von CONVIVENZA angehört und er über die Stiftung in 
der Lage war, sein reiches Wissen und seine politische Erfahrung in das Projekt 
einfliessen zu lassen. Das Unternehmen hatte sich als viel versprechendes Laborato-
rium des Austausches und des gegenseitigen Lernens erwiesen. 
IV. Ein wissenschaftlich-praktisches Unikum? 
Unser heutiger Wissenschaftsbetrieb ist stark fragmentiert: immer mehr Wissen-
schaftler verstehen immer weniger, was diejenigen unternehmen, die noch vor kur-
zem ihre Kollegen und Gesprächspartner waren. Auch weist moderne Wissenschaft 
zusehends die Tendenz auf, von den Wirklichkeiten des Lebens abzuheben und sich 
in Wolkengebilden abstrakter Formeln und Fachsprachen zu verlieren. Die Intention 
der Gründer von CONVIVENZA war es, Gegensignale zu setzen. Das Wissen-
schaftsverständnis, das in der am 11. Mai 2006 gegründeten Stiftung eine praktische 
Verkörperung gefunden hat, zeichnet sich – unkonventionell – durch drei Eigen-
schaften aus, nämlich 1) eine Verwurzelung („enraciment“, „rootedness“) in den 
Ideen und realen Bedürfnissen der Menschen und der Gesellschaft; 2) „Transdis-
ziplinarität“ oder „transversale“ Lösungsansätze zwischen den wissenschaftlichen 
Fächern und 3) eine Ausstrahlung („rayonnement“, „engagement“) über die Kreise 
der Wissenschaft hinaus in weite Kreise von Staat und „civil society“. Dabei sind 
mit „Ausstrahlung“ Prozesse der gemeinsamen Lösungssuche von Wissenschaft, 
Politik und den direkt betroffenen Menschen als „active players“ gemeint. 
 
Wir sind weit davon entfernt, die Bedeutung unserer Initiative zu überschätzen. 
Noch handelt es sich um einen kleinen „Kosmos“ von Ideen und Einrichtungen, von 
Menschen und Mitteln. Es ist aber doch grundsätzlich bemerkenswert, dass CON-
VIVENZA, soweit ich sehe, die zurzeit einzige Institution auf dem Gebiete des 
Minderheitenschutzes ist, welche die betroffenen Volksgruppen unmittelbar in ihre 
 
vi. to seek to establish co-operation and partnership with organisations, foundations and 
other interested bodies in the private sector with a view to implementing these recom-
mendations; 
vii. to take account of Aromanian culture in its follow-up to Recommendation 1291 (1996), 
particularly where the “laboratory for dispersed ethnic minorities” is concerned. 
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Arbeit einbezieht. Sie erfasst ihren Gegenstand nicht, um einen Ausdruck von Paul 
Feyerabend abzuwandeln, „klar und wohldefiniert“ wie „tote Schmetterlinge in einer 
Sammlung“.17 So berief sie eine Konferenz von Aromunen aus verschiedenen Län-
dern auf ihr Forum ein, um das gemeinsame Selbstverständnis dieser alten, heute 
vergessenen und vom Untergang bedrohten Sprach-, Kultur- und Volksgruppe und 
ihren Willen zu stärken, gemeinsam ihr Schicksal in die Hand zu nehmen und zu 
gestalten. Methodisch wichtig scheint sodann – gerade für Juristen – die Erkenntnis, 
dass wir es im Bereiche des Minderheitenschutzes nicht mit der simplen Anwen-
dung von mehr oder weniger präzise gefassten, abstrakten Regeln auf konkrete 
Sachverhalte und auch nicht mit Verfahren von Normkonkretisierungen zu tun ha-
ben, wie sie etwa im Staats- und Völkerrecht die Grundrechtepraxis prägen. Hierfür 
sind die Normierungen des internationalen Minderheitenschutzes viel zu offen und 
zu wenig strukturiert. Vielmehr geht es hier häufig um Prozesse, bei denen Norm-
anwendung und Normkreation in einander überfliessen: ein Vorgang, den die alten 
mechanisch-dualistischen Dogmen des juristischen Syllogismus nicht zu erfassen 
vermögen. Auch als Juristen befolgen wir, wie Feyerabend in Bezug auf die Natur-
wissenschaften festhielt, nicht nur Regeln, sondern modifizieren sie auch durch die 
Art und Weise, wie wir vorgehen, so wie Musik durch Komposition, nicht durch die 
Anwendung von Regeln entstehe.18 Das Zusammenfliessen von Normerzeugung und 
Normverwirklichung ist im Minderheitenschutz vielleicht besonders augenfällig. 
Doch begegnen wir ähnlichen Phänomenen in vielen weiteren Feldern der Rechts-
praxis, und unsere Beobachtungen dürften, so gesehen, auch im grösseren Zusam-
menhang der Rechtstheorie von Interesse sein. 
 
Formel und Format von CONVIVENZA dürften also, über die Beschränktheit 
des Projekts hinaus, praktisch und methodisch wohl nicht uninteressant sein. Es ist 
zu hoffen, dass die Stiftung in der Lage sein wird, sich mit Energie und Elan ergie-
bige neue Aufgabenfelder zu erschliessen. Vielleicht wird das „Unternehmen“19 
grösser werden und einen wichtigen Platz neben anderen Institutionen erlangen. 
Eine Utopie? Bald einmal Realität? Zunächst eine realistische Utopie? Ich halte 
mich an die Ermunterung meines seinerzeitigen Professors an der Harvard Law 
School, im Leben aktiv und offen zu sein „and to let all flowers bloom“. 
 
Die hier präsentierte Facette des schweizerischen Föderalismus hat keinen streng 
dogmatischen Charakter, und wir hoffen, den Jubilar nicht zu enttäuschen. Es wird 
hier nur ein kleines Stück wissenschaftlich-praktischer, ja über die Wissenschaft im 
strengen Sinn hinausgehende Arbeit präsentiert. So schliesse ich denn auch, unter 
Aufnahme des eingangs zitierten Mottos, mit einem Bekenntnis von Nobelpreisträ-
 
17  Paul Feyerabend, Die Torheit der Philosophie – Dialoge über die Erkenntnis, Hamburg 1995, 
S. 147. 
18  Feyerabend, a.a.O. Fn 17, S. 68 f. 
19  CONVIVENZA könnte, in der Sprache der Wirtschaft, als eine Art KMU (Kleine und mittle-
re Unternehmen) bezeichnet werden, ein Organisationstyp, der sich durch Kleinheit, aber oft 
auch durch besondere Innovationskraft auszeichnet. 
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ger Saul Bellow, dessen Sinn für viele an CONVIVENZA Beteiligte wegweisend 
ist:  
 
„I have never viewed the university as a sanctuary or shelter from ‘the outer world’. Life in a 
strictly academic village, in isolation from a great turbulent city, would have been a torment to 
me. So I have never been … a ‘campus writer’.”20 
 
 
 
 
20  Saul Bellow, Foreword, in: Allan Bloom, The Ceasing of the American Mind, New York 
1982, S. 17. 
